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Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der 12„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 26° Juni 4975 durch den

Vorsitzenäen Richter Dr„ H e u B n e r ,
die Richter Dr„ F r i e d e r i c h s und

Dr° R e i n h o l & sowie die ehrenamtlichen

Richter M e y e r unä B 6 s s o w

für Recht erkannt: &

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom

■5„ November 4971 aufgehoben und der Rechtsstreit

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger, der Rente

wegen Erwerbsuniähigkeit (EU) vom 1„ Januar 1970 an be—

gehrt, ohne Verschulden gehindert war, die Berufungs-

frist zu wahren.und ob ihm deshalb Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand zu gewähren ist„

Die Beklagte hatte dem Kläger mit Bescheid Vom 25„ Dezember
1969 Rente auf Zeit wegen EU von 25° September bis 51„

Dezember 1969 gewährt° Sie-lehnte es aber ab, ihm Rente

wegen EU über den 51„ Dezember 1969 hinaus zu gewähren
(Bescheid vom 10 Juni 1970)„ Das Sozialgericht (SG) Mannheim

hat die\Kiege abgewiesen(Urteil vomeo„ Juli (4971)„
der Rechtsmittelbelehrung ■ieses Urteils heißt es uoa„;

“Gegen dieses Urteil kann innerhalb eines Monats
Berufung eingelegt werden° Die Berufung ist
innerhalb der Frist schriftlich beim Landes—
sozialgericht Baden—hürttemberg in Stuttgart— U„‚
Breitscheldstraße 18, einzulegen° Sie kann auch
zur Niederschrift (Protokoll) des Urkundsbeamten
der dortigen Geschäftsstelle oder der Geschäftsw
stelle des Sozialgerichts Mannheim, ? 6 20/21
erklärt werden "

Das Urteil wurde am 6° August 1971 zur Zustellung durch

die Post durch eingeschriebenen Brief aufgegebenn Der

Kläger hat gegen das Urteil mit einem an des SG Mannheim

gerichteten und dort am 25„ August 1971 eingegangenen

Schreiben vom 22„ August 1971 Berufung eingelegt° Das

Schreiben ging erst am 14„ September 1971 beim Landes—

sozialgerioht (LSG) ein„ Nachforschungen des LSG er—
geben, daß der Vorsitzende des SG noch am 25° August 1971
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verfügt hatte, die Berufungsschrift an das LSG weiter—
zuleiten; diese Verfügung hatte er mit Rotstift als

eilig gekennzeichnet„ Die Verfügung wurde am 2° September
1971 ausgefertigt, gelangte am 7° September 1971 zur

Poststelle des SG und wurde am 15° September 1971 mit der

Berufungssohrift und den Akten bei der Post aufg@geben„
Nähere $inzelheiten über die verzögerte Erledigung konnten

nicht mehr ermittelt werden°

Das LSG hat die Berufung des Klägers als unzulässig ver—

worfen (Urteil vom 15„ November 1971)° Es hat eine Wieder—

einsetzung in den vorigen Stand (5 67 des Sozialgerichts—

gesetzes —SGG—)abgelehnt, weil der Kläger die am
9° September 1971 abgelaufene Berufungsfrist nicht

schuldlos versäumt habe° Der klägsr habe die zutreffende

Rechtsmittelbelehrung im Urteil des SG nicht beachtet° pas

Fehlverhalten des Klägers stelle zweifelsfrei eine Be—

dingung der, ohne die dié Berufungsfrist gewahrt werden

wäre° Dahingestellt bleiben könnG‚ ob den mit der Weiter—

leitung der Berufungsschrift beim SG Mannheim befeßten

Bediensteten ebenfalls ein Fehlverhalten vorzuwerfen wäre,

de die nicht zeitgerechte Weitersendung durch des SG den

Kläger nicht entlasten könne° Das LSG hat die Revision

sugelassen°
\

\\

Der Kläger hat Revision eingelegt° Er fügt Verletzung des
% 67 see°

Der erkennende Senat hat mit Beschluß vom 25° November 1973

dem Großen Senat (Gr„S„) des Bundessozialgerichts (BSG)

gemäß % 42 SGG folgende Rechtsfrage zur Entscheidung vor—
gelegt:
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"Ist ein Berufungskläger, der entgegen dem Gesetz
(5 454 des Sozialgerichtsgesetzes) und entgegen
der ordnungsgemäß erteilten Reohtsmittelbelehrung
die Berufungsfr15t‘i nicht an das Landeseozial—
gericht, sondern an das Sozialgericht gesandt hat5
deshalb "ohne Verschulden" an der Einhaltung der
Berufungsschri£t verhindert gewesen (5 67 Abs„ 1
des Sozialgerichtsgesetzes)‚ weil durch die
Weiterleitung der Berufungeschrift vom Sozial—
gericht an das Lehdessozialgerioht die Berufungs—
frist versäumt werden ist?"

Der Gros° des BSG hat durch Beschluß vom 10„ Dezember 4974

die Vorlage folgendermaßen beantwortet:

"Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach 5 67
Abs„ 4 des Sozielgeriohtsgesetzes kann auch ge—
währt werden, wenn eine Rechtsmittelsohrift
trotz ordnungsgemäßer«Rechtsmittelbelehrung nicht
an das zuständige Gericht, sondern an eine un—
zuständige Stelle {Z„B„ Gericht‚ Behörde‚ Körper_
schaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts)
übersandt werden ist und infolge pfliohtwidrigon
Verhaltens dieser Stelle die Rechtsmittelschrift
erst nach Ablauf der Rechtsmittel■rist beim
zuständigen Gericht eingeht„ Dies‘gilt jeden—
falls dann, wenn der Rechtsmittelkläger eine
natürliche Person ist„"

Der Kläger, der seine Revision wéiterverfolgt, beantragt‚

das Urteil des Landessozielgerichts Baden—Württemberg

vom 15„ November 1974 aufzuheben‚ ihm wegen der Ver—

säumung der Berufungsfrist Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand zu gewähren und ihm unter Aufhebung

des Urteils des Sozialgerichts Mannheim vom
20° Juli 1974 und des Besoheids der'Beklagten vom
4; Juni 4970 Rente wegen Erwerbeunfähigkeit vom
4„ Januar 4970 an zu gewähren°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisena

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt,
daß der Senat durch Urteil gemäß % 424 Abs„ 2 SGG

ohne mündliche Verhandlung entscheidet°

II

Die Revision des Klägers ist begründet° Das angefochtene

Urteil ist mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

aufzuheben° Der Reohtsstreit ist zu neuer Verhanlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Die Entscheidung des Gr„S„ in der vorliegenden Sache ist

gemäß 5 44 Abs„ 2 SGG für den erkennenden Senat bindendo

Dem Kläger ist daher nach Maßgabe der Gründe des Be—

schlusses des Gr„S° die ihm vom LSG verwehrte Wiederein—

setzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der

Berufungsfrist (% 67 SGG) zu bewilligen„ Die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des SG ist deshalb statthaft°

Das Berufungsgericht hätte daher die Sache selbst prüfen

und über sie entscheiden müsseno Daran hat es sich von

seinem Rechtsstandpunkt aus gehindert gesehen° Nunmehr

wird es dies nachzuholen haben„ Das angefochtene Urteil

muß deshalb aufgehoben und der Rechtsstreit zu neuer Ver—

handlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen

werden (@ 470 Abs“ 2 Satz 2 SGG)„
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Die Entscheidung über die Kosten, auch über die des
Revisionsverfahrens, bleibt der abschließenden

Entscheidung vorbehaltem
‘
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